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Bisherige Fassung Neue Fassung 

 
Neufassung der Satzung des Landkreises Nord-

sachsen für das Jugendamt 
 
Die Neufassung der Satzung des Landkreises Nord-
sachsen für das Jugendamt berücksichtigt die am 
09.10.2019 vom Kreistag des Landkreises Nordsach-
sen beschlossen 2. Änderung der Satzung des Land-
kreises Nordsachsen für das Jugendamt. 
 
Hinweis: 
Funktionsbezeichnungen sind ausschließlich in 
männlicher Form gehalten, gelten jedoch gleicher-
maßen für männliche und weibliche Personen.  
 
Inhaltsübersicht: 
 
 § 1 Gliederung und Bezeichnung 
 § 2 Zuständigkeit 
 § 3 Aufgabenwahrnehmung 
 § 4 Verwaltung des Jugendamtes 
 § 5 Jugendhilfeausschuss 
 § 6 Stimmberechtigte Mitglieder 
 § 7 Beratende Mitglieder 
 § 8 Aufgaben des Jugendhilfeausschusses  
 § 9 Sitzungen des Jugendhilfeausschusses  
 § 10 Unterausschüsse 
 § 11 Aufwandsentschädigung 
 § 12 Inkrafttreten 
 
Auf der Grundlage des § 2 Landesjugendhilfegesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4.Septem-
ber 2008 (SächsGVBl. S.578), das zuletzt durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 11.Mai 2019 (SächsGVBl. 
S.358) geändert worden ist und § 3 der Landkreisord-
nung für den Freistaat Sachsen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9.März 2018 (SächsGVBl. S. 99), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Fort-
entwicklung des Kommunalrechts vom 13.Dezember 
2017 (SächsGVBl. S.626) hat der Kreistag des Land-
kreises Nordsachsen in seiner öffentlichen Sitzung 
am 09.10.2019 folgende Satzung für das Jugendamt 
beschlossen: 
 
 

§ 1   
Gliederung und Bezeichnung 

 
(1) Die zuständige Behörde des Landratsamtes 

führt die Bezeichnung Jugendamt               
Nordsachsen. 
 

 
3. Änderung der Satzung des Landkreises Nord-

sachsen für das Jugendamt 
 
Die Satzung des Landkreises Nordsachsen für das Ju-
gendamt berücksichtigt die am 27.11.2024 vom 
Kreistag des Landkreises Nordsachsen beschlossen 
3. Änderung der Satzung des Landkreises Nordsach-
sen für das Jugendamt. 
 
Hinweis: 
Funktionsbezeichnungen sind ausschließlich in 
männlicher Form gehalten, gelten jedoch gleicher-
maßen für männliche und weibliche Personen.  
 
Inhaltsübersicht: 
 
 § 1 Gliederung und Bezeichnung 
 § 2 Zuständigkeit 
 § 3 Aufgabenwahrnehmung 
 § 4 Verwaltung des Jugendamtes 
 § 5 Jugendhilfeausschuss 
 § 6 Stimmberechtigte Mitglieder 
 § 7 Beratende Mitglieder 
 § 8 Aufgaben des Jugendhilfeausschusses  
 § 9 Sitzungen des Jugendhilfeausschusses  
 § 10 Unterausschuss 
 § 11 Aufwandsentschädigung 
 § 12 Inkrafttreten 
 
Auf der Grundlage des § 2 Landesjugendhilfegesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4.Septem-
ber 2008 (SächsGVBl. S.578), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Landes-
jugendhilfegesetz vom 13.Juni 2024 (SächsGVBl. 
S.516) geändert worden ist und § 3 der Landkreis-
ordnung für den Freistaat Sachsen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9.März 2018 (SächsGVBl. 
S. 99), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 29.Mai 2024 (SächsGVBl. S. 500) hat der Kreis-
tag des Landkreises Nordsachsen in seiner öffentli-
chen Sitzung am 27.11.2024 folgende Satzung für 
das Jugendamt beschlossen: 
 
 

§ 1   
Gliederung und Bezeichnung 

 
(1) Die zuständige Behörde des Landratsamtes 

führt die Bezeichnung Jugendamt               
Nordsachsen. 
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(2) Das Jugendamt Nordsachsen besteht aus 
dem Jugendhilfeausschuss des Kreistages 
Nordsachsen und der Verwaltung des Ju-
gendamtes. 

 
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Dem Jugendamt obliegen: 

1. die ihm nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB VIII), dem Sächsischen Landesju-
gendhilfegesetz (SächsLJHG), dem Gesetz 
über Kindertageseinrichtungen (SächsKitaG), 
dem Gesetz zur Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege (KiföG) und dem Gesetz zur 
Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen (BKiSchG) zugewiesenen 
Aufgaben 

 
2. die ihm nach anderen Rechtsvorschriften zu-

gewiesenen Aufgaben 
 
 

§ 3 
Aufgabenwahrnehmung 

 
(1) Das Jugendamt trägt die Verantwortung ein-

schließlich der Planungsverantwortung für 
die Erfüllung der Aufgaben nach dem SGB VIII 
und ist Kommunikationszentrum in der Ju-
gendhilfe. Die Entfaltung der Persönlichkeit 
jedes jungen Menschen und die Stärkung und 
Erhaltung der Herkunftsfamilie stehen bei 
der Aufgabenwahrnehmung im Mittelpunkt. 

 
(2) Das Jugendamt arbeitet mit Trägern der 

freien Jugendhilfe und sonstigen Anbietern 
von Jugendhilfeleistungen partnerschaftlich 
zusammen und fördert die Kommunikation 
mit allen Behörden, die mit Angelegenheiten 
junger Menschen und deren Familien betraut 
sind. 

 
 

§ 4 
Verwaltung des Jugendamtes 

 
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im 

Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden 
im Auftrag des Landrates vom Leiter der Ver-
waltung des Jugendamtes im Rahmen der 

(2) Das Jugendamt Nordsachsen besteht aus 
dem Jugendhilfeausschuss des Kreistages 
Nordsachsen und der Verwaltung des Ju-
gendamtes. 

 
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Dem Jugendamt obliegen: 

1. die ihm nach dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB VIII), dem Sächsischen Landesju-
gendhilfegesetz (SächsLJHG), dem Gesetz 
über Kindertageseinrichtungen (SächsKitaG), 
dem Gesetz zur Förderung von Kindern unter 
drei Jahren in Tageseinrichtungen und Kin-
dertagespflege (KiföG) und dem Gesetz zur 
Stärkung eines aktiven Schutzes von Kindern 
und Jugendlichen (BKiSchG) zugewiesenen 
Aufgaben 

 
2. die ihm nach anderen Rechtsvorschriften zu-

gewiesenen Aufgaben 
 
 

§ 3 
Aufgabenwahrnehmung 

 
(1) Das Jugendamt trägt die Verantwortung ein-

schließlich der Planungsverantwortung für 
die Erfüllung der Aufgaben nach dem SGB VIII 
und ist Kommunikationszentrum in der Ju-
gendhilfe. Die Entfaltung der Persönlichkeit 
jedes jungen Menschen und die Stärkung und 
Erhaltung der Herkunftsfamilie stehen bei 
der Aufgabenwahrnehmung im Mittelpunkt. 

 
(2) Das Jugendamt arbeitet mit Trägern der 

freien Jugendhilfe und sonstigen Anbietern 
von Jugendhilfeleistungen partnerschaft-
lich zusammen und fördert die Kommunika-
tion mit allen Behörden, die mit Angelegen-
heiten junger Menschen und deren Familien 
betraut sind. 

 
 

§ 4 
Verwaltung des Jugendamtes 

 
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im 

Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden 
im Auftrag des Landrates vom Leiter der Ver-
waltung des Jugendamtes im Rahmen der 
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Satzung und der Beschlüsse des Kreistages und 
des Jugendhilfeausschusses geführt. 
 

(2) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung 
gehören alle regelmäßigen und häufig      wie-
derkehrenden Verwaltungsgeschäfte, deren 
Bearbeitung vorgegeben ist und die keine 
grundsätzliche fachliche oder finanzielle Be-
deutung haben. 
 

(3) Die Geschäftsstelle des Kreistages bereitet in 
enger Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
des Jugendamtes die Sitzungen des Jugendhil-
feausschusses einschließlich der konstituier-
ten Sitzung vor und fertig deren Beschlüsse 
und Empfehlungen aus. Die inhaltliche Ausge-
staltung der jeweiligen Sitzungen obliegt der 
Verwaltung des Jugendamtes. 

 
 

§ 5 
Jugendhilfeausschuss 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss ist ein beschließen-

der Ausschuss des Kreistages im Sinne von §§ 
37 und 38 SächsLKrO. 
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und weiteren 14 stimmberech-
tigten Mitgliedern sowie mindestens acht be-
ratenden Mitgliedern.  
 

(3) Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses ist 
der Landrat. 
 

(4) Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ju-
gendhilfeausschusses wird aus der Mitte der 
stimmberechtigten Mitglieder gewählt und 
leitet die Sitzungen in Abwesenheit des Land-
rates - § 38 SächsLKrO findet insoweit keine 
Anwendung. 

 
 

§ 6 
Stimmberechtigte Mitglieder 

 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder sind: 

 
1. der Landrat als Vorsitzender des Ju-

gendhilfeausschusses, 
 

Satzung und der Beschlüsse des Kreistages 
und des Jugendhilfeausschusses geführt. 
 

(2) Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung 
gehören alle regelmäßigen und häufig      wie-
derkehrenden Verwaltungsgeschäfte, deren 
Bearbeitung vorgegeben ist und die keine 
grundsätzliche fachliche oder finanzielle Be-
deutung haben. 
 

(3) Die Geschäftsstelle des Kreistages bereitet in 
enger Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
des Jugendamtes die Sitzungen des Jugend-
hilfeausschusses einschließlich der konstitu-
ierten Sitzung vor und fertig deren Be-
schlüsse und Empfehlungen aus. Die inhaltli-
che Ausgestaltung der jeweiligen Sitzungen 
obliegt der Verwaltung des Jugendamtes. 
 

 
§ 5 

Jugendhilfeausschuss 
 

(1) Der Jugendhilfeausschuss ist ein beschlie-
ßender Ausschuss des Kreistages im Sinne von 
§§ 37 und 38 SächsLKrO. 
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss besteht aus dem 
Vorsitzenden und weiteren 14 stimmberech-
tigten Mitgliedern sowie mindestens acht be-
ratenden Mitgliedern.  
 

(3) Vorsitzender des Jugendhilfeausschusses ist 
der Landrat. 
 

(4) Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ju-
gendhilfeausschusses wird aus der Mitte der 
stimmberechtigten Mitglieder gewählt und 
leitet die Sitzungen in Abwesenheit des 
Landrates - § 38 SächsLKrO findet insoweit 
keine Anwendung. 
 
 

§ 6 
Stimmberechtigte Mitglieder 

 
(1) Stimmberechtigte Mitglieder sind: 

 
1. der Landrat als Vorsitzender des Ju-

gendhilfeausschusses, 
 



 

 

S
e
ite

 4
 

 

2. weitere 8 Mitglieder des Kreistages oder 
von ihm gewählte Frauen und Männer, 
die in der Jugendhilfe erfahren sind, 

 
3. 6 vom Kreistag gewählte Frauen und 

Männer auf Vorschlag der im Bereich des 
öffentlichen Trägers wirkenden und an-
erkannten Träger der freien Jugend-
hilfe. 
 

(2) Die dem Kreistag zuzurechnenden weiblichen 
und männlichen Mitglieder werden von diesem 
entsprechend der Mandatsverteilung im Kreis-
tag gewählt. 
 
 

(3) Bei der Wahl der 6 weiblichen und männlichen 
Mitglieder durch den Kreistag sind die Vor-
schläge der Wohlfahrts- und Jugendverbände 
angemessen zu berücksichtigen. Die vor-
schlagsberechtigten anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe sind über das Amtsblatt 
frühzeitig zur Abgabe ihrer Vorschläge aufzu-
fordern.  

 
(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist ein 

Stellvertreter zu wählen. 
 

(5) Scheidet ein Mitglied oder sein persönlicher 
Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, so 
ist ein Ersatzmitglied für den Rest der Wahl-
zeit auf Vorschlag derjenigen Stelle, die das 
ausgeschiedene Mitglied oder den Stellvertre-
ter vorgeschlagen hatte, zu wählen.  

 
 

§ 7 
Beratende Mitglieder 

 
(1) Als beratende Mitglieder gehören dem Ju-

gendhilfeausschuss an:  
 

1. der Leiter der Verwaltung des Jugend-
amtes oder sein Vertreter, 

 
2. der zuständige Sozialdezernent, 

 
3. ein Jugend- oder Familienrichter, 
 
4. ein Vertreter der örtlichen zuständigen 

Agentur für Arbeit 
 

2. weitere 8 Mitglieder des Kreistages oder 
von ihm gewählte Frauen und Männer, 
die in der Jugendhilfe erfahren sind, 

 
3. 6 vom Kreistag gewählte Frauen und 

Männer auf Vorschlag der im Bereich des 
öffentlichen Trägers wirkenden und an-
erkannten Träger der freien Jugend-
hilfe. 

 
(2) Die dem Kreistag zuzurechnenden weibli-

chen und männlichen Mitglieder werden von 
diesem gemäß § 6 Abs. 6 i.V.m. § 6 Abs. 4 der 
Hauptsatzung des Landkreises Nordsachsen 
entsandt. 
 

(3) Bei der Wahl der 6 weiblichen und männli-
chen Mitglieder durch den Kreistag sind die 
Vorschläge der Wohlfahrts- und Jugendver-
bände angemessen zu berücksichtigen. Die 
vorschlagsberechtigten anerkannten Träger 
der freien Jugendhilfe sind über das Amts-
blatt frühzeitig zur Abgabe ihrer Vorschläge 
aufzufordern.  
 

(4) Für jedes stimmberechtigte Mitglied ist ein 
Stellvertreter zu wählen. 
 

(5) Scheidet ein Mitglied oder sein persönlicher 
Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, so 
ist ein Ersatzmitglied für den Rest der Wahl-
zeit auf Vorschlag derjenigen Stelle, die das 
ausgeschiedene Mitglied oder den Stellver-
treter vorgeschlagen hatte, zu wählen.  

 
 

§ 7 
Beratende Mitglieder 

 
(1) Als beratende Mitglieder gehören dem Ju-

gendhilfeausschuss an:  
 
1. der Leiter der Verwaltung des Jugend-

amtes oder sein Vertreter, 
 

2. der zuständige Sozialdezernat, 
 
3. ein Jugend- oder Familienrichter,  
 
4. ein Vertreter der örtlichen zuständigen 

Agentur für Arbeit 
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5. ein Vertreter aus dem Bereich der Trä-
ger der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende, 

 
6. ein Vertreter der Schulen, der vom Lan-

desamt für Schule und Bildung bestimmt 
wird, 

 
7. ein Vertreter der Polizei, der von der 

zuständigen Polizeidirektion nach § 71 
Abs. 1 Nr. 5 SächsPolG bestimmt wird, 

 
8. je ein Vertreter der katholischen und 

evangelischen Kirche sowie der jüdi-
schen Kultusgemeinde, falls Gemeinden 
dieses Bekenntnisses im Bezirk des Ju-
gendamtes bestehen, diese werden von 
der jeweiligen Religionsgemeinschaft 
bestimmt, 

 
9. der kommunale Gleichstellungsbeauf-

tragte oder eine in der Gleichstellungs-
arbeit erfahrene Person, 

 
10. ein Vertreter der LIGA der Spitzenver-

bände der freien Wohlfahrtsverbändem  
 
11. ein Vertreter des Kreisschülerrates. 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 

(2) Für jedes beratende Mitglied ist ein Stellver-
treter zu benennen. 

 
(3) Scheidet ein beratendes Mitglied oder sein 

Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, so 
ist ein Ersatzmitglied durch die entsendende 
Stelle zu benennen. 
 

(4) Zu einzelnen Angelegenheiten können auf Be-
schluss des Jugendhilfeausschusses sachkun-
dige Personen beratend hinzugezogen wer-
den. 

 
 
 

5. ein Vertreter aus dem Bereich der Tätig-
keit der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende 

 
6. ein Vertreter der Schulen oder der 

Schulverwaltung 
 
 
7. ein Vertreter der Polizei 

 
 
 

8. je ein Vertreter der katholischen und 
evangelischen Kirche sowie der jüdi-
schen Kultusgemeinde, falls Gemeinden 
dieses Bekenntnisses im Bezirk des Ju-
gendamtes bestehen 
 

 
 

9. der kommunale Gleichstellungsbeauf-
tragte oder eine in der Gleichstellungs-
arbeit erfahrene Person 

 
10. ein Vertreter der LIGA der Spitzenver-

bände der freien Wohlfahrtsverbände 
 
11. ein Vertreter des Kreisschülerrates 
 
12. bis zu zwei Mitglieder aus dem Bereich 

der selbstorganisierten Zusammen-
schlüsse im Sinne des § 4 SGB VIII, die im 
Bereich des örtlichen Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe tätig sind. 

 
Für die Benennung der Mitglieder nach 3 bis 
8 und 12 gilt § 5 Abs. 2 SächsLJHG. 
 

(2) Für jedes beratende Mitglied ist ein Stellver-
treter zu benennen. 

 
(3) Scheidet ein beratendes Mitglied oder sein 

Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, so 
ist ein Ersatzmitglied durch die entsendende 
Stelle zu benennen. 
 

(4) Zu einzelnen Angelegenheiten können auf 
Beschluss des Jugendhilfeausschusses 
sachkundige Personen beratend hinzugezo-
gen werden.  
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§ 8 
Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich anre-

gend und fördernd mit allen Angelegenheiten 
der Jugendhilfe. 
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich insbe-
sondere mit folgenden Angelegenheiten: 

 
1. Aufstellung von Richtlinien und Grunds-

ätzen für die Förderung von Einrichtun-
gen, Diensten und Veranstaltungen der 
Jugendhilfe sowie Förderung der freien 
Jugendhilfe im besonderen Einzelfall, 
 

2. Aufstellung von Grundsätzen für die An-
erkennung von Trägern der freien Ju-
gendhilfe im Bereich des Jugendamtes 
sowie die Entscheidung über die Aner-
kennung eines freien Trägers und deren 
Entzug 

 
3. Festlegung der Grundsätze für die Ju-

gendhilfeplanung, Begleitung des Pla-
nungsprozesses unter frühzeitiger Un-
terrichtung und Beteiligung der be-
troffenen kreisangehörigen Gemeinden 
und anerkannten Träger der freien Ju-
gendhilfe; Vorbereitung der Beschluss-
fassung über die örtliche Jugendhilfe-
planung durch den Kreistag,  

 
4. Übertragung von Einrichtungen und 

Diensten des örtlichen Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe an privatrechtli-
che Organisationen, sofern die Voraus-
setzungen nach dem SGB VIII erfüllt 
sind. 

 
5. Erörterung aktueller Problemlagen und 

Entwicklung von Problemlösungen, 
 
6. Aufstellen der Vorschlagslisten der Ju-

gendschöffen gem. § 35 Jugendgerichts-
gesetz (JGG). 

 
(3) Er beschließt im Rahmen der vom Kreistag be-

reitgestellten Mittel, der von ihm erlassenen 
Satzung und der von ihm gefassten Beschlüsse 
über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 

 

§ 8 
Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 

 
(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich anre-

gend und fördernd mit allen Angelegenheiten 
der Jugendhilfe. 
 

(2) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich insbe-
sondere mit folgenden Angelegenheiten: 

 
1. Aufstellung von Richtlinien und Grunds-

ätzen für die Förderung von Einrichtun-
gen, Diensten und Veranstaltungen der 
Jugendhilfe sowie Förderung der freien 
Jugendhilfe im besonderen Einzelfall, 
 

2. Aufstellung von Grundsätzen für die An-
erkennung von Trägern der freien Ju-
gendhilfe im Bereich des Jugendamtes 
sowie die Entscheidung über die Aner-
kennung eines freien Trägers und deren 
Entzug 

 
3. Festlegung der Grundsätze für die Ju-

gendhilfeplanung, Begleitung des Pla-
nungsprozesses unter frühzeitiger Un-
terrichtung und Beteiligung der be-
troffenen kreisangehörigen Gemeinden 
und anerkannten Träger der freien Ju-
gendhilfe; Vorbereitung der Beschluss-
fassung über die örtliche Jugendhilfe-
planung durch den Kreistag,  

 
4. Übertragung von Einrichtungen und 

Diensten des örtlichen Trägers der öf-
fentlichen Jugendhilfe an privatrechtli-
che Organisationen, sofern die Voraus-
setzungen nach dem SGB VIII erfüllt 
sind. 

 
5. Erörterung aktueller Problemlagen und 

Entwicklung von Problemlösungen, 
 

6. Aufstellen der Vorschlagslisten der Ju-
gendschöffen gem. § 35 Jugendgerichts-
gesetz (JGG). 

 
(3) Er beschließt im Rahmen der vom Kreistag be-

reitgestellten Mittel, der von ihm erlassenen 
Satzung und der von ihm gefassten Beschlüsse 
über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 
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(4) Der Jugendhilfeausschuss hat vor jeder Be-
schlussfassung des Kreistages in Fragen der 
Jugendhilfe und vor der Berufung des Leiters 
der Verwaltung des Jugendamtes ein Anhö-
rungsrecht.  
 

(5) Er hat das Recht, an den Kreistag Anträge zu 
stellen. 
 

 
§ 9 

Sitzungen des Jugendhilfeausschusses 
 
(1) Der Jugendhilfeausschuss tritt nach Bedarf 

zusammen, mindestens jedoch viermal im 
Jahr. Er muss einberufen werden, wenn dies 
ein Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder 
schriftlich unter Angabe von Gründen und des 
Beratungsgegenstandes bei dem Vorsitzenden 
des Jugendhilfeausschusses oder bei der Ver-
waltung des Jugendamtes beantragt. Die Sit-
zung soll innerhalb von vier Wochen nach Ein-
gang des Antrages stattfinden. 
 

(2) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämt-
liche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und mindestens die Hälfte der stimmberech-
tigten Mitglieder anwesend ist. 
 

(3) Die Sitzungen des Ausschusses sind öffentlich, 
soweit nicht das Wohl der Allgemeinheit oder 
berechtigte Interessen einzelner Personen o-
der schutzbedürftiger Personen entgegenste-
hen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit 
wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden.  
Vorberatungen zu den Teilplänen der Jugend-
hilfe sind öffentlich. 
 

(4) Im Übrigen gilt, soweit in bundes- oder lan-
desrechtlichen Bestimmungen nichts anderes 
geregelt ist, die Geschäftsordnung für den 
Kreistag. 
 
 

§ 10 
Unterausschüsse 

 
(1) Aus den Mitgliedern des Jugendhilfeausschus-

ses ist ein Unterausschuss für die Jugendhilfe-
planung zu bilden. Darüber hinaus können 
weitere Unterausschüsse eingerichtet wer-
den.  

(4) Der Jugendhilfeausschuss hat vor jeder Be-
schlussfassung des Kreistages in Fragen der Ju-
gendhilfe und vor der Berufung des Leiters der 
Verwaltung des Jugendamtes ein Anhörungs-
recht.  

 
(5) Er hat das Recht, an den Kreistag Anträge zu 

stellen. 
 

 
§ 9 

Sitzungen des Jugendhilfeausschusses 
 
(1) Der Jugendhilfeausschuss tritt nach Bedarf zu-

sammen, mindestens jedoch viermal im Jahr. 
Er muss einberufen werden, wenn dies ein 
Fünftel der stimmberechtigten Mitglieder 
schriftlich unter Angabe von Gründen und des 
Beratungsgegenstandes bei dem Vorsitzenden 
des Jugendhilfeausschusses oder bei der Ver-
waltung des Jugendamtes beantragt. Die Sit-
zung soll innerhalb von vier Wochen nach Ein-
gang des Antrages stattfinden. 

 
(2) Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn sämtli-

che Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind 
und mindestens die Hälfte der stimmberech-
tigten Mitglieder anwesend ist.  

 

(3) Die Sitzungen des Ausschusses sind öffentlich, 
soweit nicht das Wohl der Allgemeinheit oder 
berechtigte Interessen einzelner Personen o-
der schutzbedürftiger Personen entgegenste-
hen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit 
wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und 
entschieden.  
Vorberatungen zu den Teilplänen der Jugend-
hilfe sind öffentlich. 
 

(4) Im Übrigen gilt, soweit in bundes- oder landes-
rechtlichen Bestimmungen nichts anderes ge-
regelt ist, die Geschäftsordnung für den Kreis-
tag. 
 
 

§ 10 
Unterausschuss 

 
(1) Aus den Mitgliedern des Jugendhilfeausschus-

ses ist ein Unterausschuss zu bilden. 
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(2) Die Mitglieder des Unterausschusses werden 

durch den Jugendhilfeausschuss gewählt. 
 

(3) Der Unterausschuss sollte mindestens aus 9 
Mitgliedern bestehen und nicht mehr als 16 
Mitglieder haben. Die Anzahl der stimmbe-
rechtigten Mitglieder hat die beratenden Mit-
glieder zu übersteigen. 
 

(4) Den Vorsitz führt ein stimmberechtigtes Mit-
glied des Jugendhilfeausschusses. Dieser wird 
aus seiner Mitte durch die Mitglieder des Un-
terausschusses gewählt. 
 

(5) Unterausschüsse sind vorberatend tätig. Sie 
tagen in der Regel in Vorbereitung der Sitzung 
des Jugendhilfeausschusses und befassen sich 
mit den dort zu behandelnden Beratungsge-
genständen sowie weiteren, grundsätzlichen 
Themen der Jugendhilfe, sofern sie inhaltlich 
dafür zuständig sind. 
 

(6) Der Vorsitzende des Unterausschusses berei-
tet in enger Zusammenarbeit mit der Verwal-
tung des Jugendamtes die Sitzungen vor. 
 

(7) Die Sitzungen der Unterausschüsse sind nicht 
öffentlich. 
 

(8) Zu den Beratungen können sachverständige 
Personen eingeladen werden. 
 

(9) § 9 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 

§ 11 
Aufwandsentschädigung 

 
Die Aufwandsentschädigung der Mitglieder des 
Jugendhilfeausschusses richtet sich nach der für 
Kreisräte und sonstige Mitglieder der Ausschüsse 
und Beiräte des Kreistages getroffenen Regelung 
(§ 19 Abs. 2 SächsLKrO). 

 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der öffentli-

chen Bekanntmachung, in den Amtsblättern 
des Landkreises Nordsachsen, in Kraft. 
 

 
(2) Die Mitglieder des Unterausschusses werden 

durch den Jugendhilfeausschuss gewählt. 
 

(3) Der Unterausschuss sollte mindestens aus 9 
Mitgliedern bestehen und nicht mehr als 16 
Mitglieder haben. Die Anzahl der stimmbe-
rechtigten Mitglieder hat die beratenden Mit-
glieder zu übersteigen.  

 
(4) Den Vorsitz führt ein stimmberechtigtes Mit-

glied des Jugendhilfeausschusses. Dieser wird 
aus seiner Mitte durch die Mitglieder des Un-
terausschusses gewählt. 

 
(5) Der Unterausschuss ist vorberatend tätig. Er 

tagt in der Regel in Vorbereitung der Sitzung 
des Jugendhilfeausschusses und befasst sich 
mit den dort zu behandelnden Beratungsge-
genständen sowie weiteren, grundsätzlichen 
Themen der Jugendhilfe 

 
 

(6) Der Vorsitzende des Unterausschusses bereitet 
in enger Zusammenarbeit mit der Verwaltung 
des Jugendamtes die Sitzungen vor. 

 
(7) Die Sitzungen des Unterausschusses sind nicht 

öffentlich. 
 

(8) Zu den Beratungen können sachverständige 
Personen eingeladen werden. 

 
(9) § 9 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 
 

§ 11 
Aufwandsentschädigung 

 
Die Aufwandsentschädigung der Mitglieder des 
Jugendhilfeausschusses richtet sich nach der für 
Kreisräte und sonstige Mitglieder der Ausschüsse 
und Beiräte des Kreistages getroffenen Rege-
lung (§ 19 Abs. 2 SächsLKrO). 

 
 

§ 12  
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der öffent-

lichen Bekanntmachung, in den Amtsblättern 
des Landkreises Nordsachsen, in Kraft. 
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(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Jugendamtes 
vom 16.07.2014 außer Kraft. 

 
 
 

Torgau, den 09.10.2019  
 
 
_______________________________ 
Kai Emanuel     
     - Siegel - 
 
 
 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung des Jugendam-
tes vom 09.10.2019 außer Kraft. 

 
 
 

Torgau, den 27.11.2024  
 
 
_______________________________ 
Kai Emanuel     
     - Siegel - 
 
 
 

 
1. d

e
r 
z
u
s
t
ä
n
d
i
g
e 
S
o
z
i
a
l
d
e
z
e
r
n
e
n
t
, 

 

 


